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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Rentenversicherung der Handwerker 
(Handwerkerversicherungsgesetz — HVG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 
§ 1 

(1) Nach diesem Gesetz werden in der Renten- 
versicherung der Arbeiter versichert 

1. Handwerker, die in die Handwerksrolle 
eingetragen sind, solange sie Beiträge 
für eine rentenversicherungspflichtige Be- 
schäftigung oder Tätigkeit für weniger als 
zweihundertsechzehn Kalendermonate ent- 
richtet haben, 

2. Handwerker, die im Zeitpunkt der Ein- 
berufung zu einer Wehrdienstleistung im 
Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des 
Wehrpflichtgesetzes vom 21. Juli 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 651) nach Nummer 1 
pflichtversichert waren, für die Dauer der 
Wehrdienstleistung. 

(2) Die Versicherungspflidit nach Absatz 1 Nr. 2 
geht derjenigen nach Absatz 1 Nr. 1 vor. 

(3) Die Versicherungspflicht beginnt mit dem 
Kalendermonat, der auf den Kalendermonat folgt, 
in dem die Voraussetzungen für die Versidierungs- 
pflicht erfüllt werden. 

(4) Die Versicherungspflicht endet mit Ablauf des 
Kalendermonats, in dem die Voraussetzungen für 
die Versicherungspflicht entfallen. 

(5) Für die Versicherung nach diesem Gesetz 
gelten die Vorschriften der Rentenversicherung der 
Arbeiter für versicherungspflichtige Selbständige 
einschließlich derjenigen, die das Recht der Renten- 


versicherung der Arbeiter ändern oder ergänzen, 
soweit nicht in diesem Gesetz Abweichendes be- 
stimmt ist. 

§ 2 

(1) Versicherungsfrei ist über die Vorschriften, 
die für die Rentenversicherung der Arbeiter gelten, 
hinaus auch, 

1. wer als Inhaber eines handwerklichen 
Nebenbetriebes (§ 2 Nr. 2 und 3 und § 3 
der Handwerksordnung vom 17. Septem- 
ber 1953 [Bundesgesetzbl. I S. 1411], zu- 
letzt geändert durch Gesetz vom 22. De- 
zember 1953 [Bundesgesetzbl. I S. 1567]) in 
die Handwerksrolle eingetragen ist, 

2. wer als Nachlaßverwalter, Nachlaßpfleger 
oder Testamentsvollstrecker einen Hand- 
werksbetrieb führt, 

3. wer als Erbe oder in ungeteilter Erben- 
gemeinschaft in die Handwerksrolle ein- 
getragen und nicht in dem nachgelassenen 
Handwerksbetrieb tätig ist, 

4. Witwen und Witwer für die Zeit nach dem 
Tode ihres Ehegatten, es sei denn, daß sie 
im Zeitpunkt des Todes ihres Ehegatten 
nach § 1 versichert waren, 

5. wer als Arbeitnehmer versicherungs- 
pflichtig ist. 

(2) § 1 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend für die 
Versicherungsfreiheit. 

(3) Für die Befreiung von der Versicherungs- 
pflicht tritt an die Stelle des Beginns des Beschäfti- 
gungsverhältnisses (§ 1230 der Reichsversicherungs- 
ordnung) und der Verleihung der Anwartschaft 
(§ 1231 der Reichsversicherungsordnung) der Beginn 
des Kalendermonats, in den die genannten Ereig- 
nisse fallen. 
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§ 3 

(1) Arbeitslosigkeit im Sinne des § 1248 Abs, 2, 
des § 1251 Abs. 1 und des § 1259 Abs. 1 Nr. 3 der 
Reidisversicherungsordnung liegt nur vor, wenn 
und solange der Handwerker in der Handwerksrolle 
gelöscht ist. 

(2) Zeiten der Krankheit im Sinne des § 1243 
Abs. 1, der Arbeitsunfähigkeit im Sinne des § 1259 
Abs. 1 Nr. 1 und der Schwangerschaft oder des 
Wochenbetts im Sinne des § 1259 Abs. 1 Nr. 2 der 
Reidisversicherungsordnung werden bei Anwen- 
dung der genannten Vorschriften nur dann berück- 
sichtigt, wenn der Handwerker während dieser Zei- 
ten keine anderen als die in § 4 Abs. 5 Nr. 2 ge- 
nannten Personen beschäftigt hat. 

(3) War ein Handwerker während einer Ersatz- 
zeit des § 1251 der Reichsversicherungsordnung auf 
Grund seiner Eintragung in die Handwerksrolle 
versicherungspflichtig, so schließt diese Versiche- 
rungspflicht die Anrechnung der Ersatzzeit nicht 
aus, wenn für diese Zeit Beiträge nicht entrichtet 
sind. 


§ 4 

(1) Für die Pflichtversicherung gelten die Bei- 
tragsklassen des § 1387 der Reichsversicherungs- 
ordnung von Beitragsklasse V an. 

(2) Pflichtbeiträge sind ohne Rücksicht auf die 
Höhe des Arbeitseinkommens in der Beitragsklasse 
zu entrichten, die für ein Zwölftel des nach § 1256 
Abs. 1 Buchstabe c der Reichsversicherungsordnung 
bestimmten durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelts 
anzuwenden ist. Die Beitragsklasse wird in der in 
§ 1256 Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung vor- 
gesehenen Rechtsverordnung bekanntgegeben. 

(3) Pflichtversicherte können anstelle der Bei- 
tragsklasse nach Absatz 2 eine höhere Beitrags- 
klasse wählen, jedoch nicht eine höhere, als einem 
Zwölftel ihrer Jahreseinkünfte (Absatz 6) entspricht. 

(4) Für die in § 3 Abs. 2 aufgeführten Zeiten 
brauchen Beiträge nicht entrichtet zu werden. 

(5) Pflichtversicherte brauchen Beiträge nur für 
jeden zweiten Monat zu enrichten 

1. für die Dauer von drei Kalenderjahren 
nach dem Jahr der erstmaligen Eintragung 
in die Handwerksrolle, 

2. für die Zeit, in der sie in ihrem Gewerbe- 
betrieb mit Ausnahme eines Lehrlings 
keine Personen beschäftigen, die wegen 
dieser Beschäftigung rentenversicherungs- 
pflichtig sind. 

(6) Liegt der im letzten Einkommensteuerbe- 
scheid ausgewiesene Betrag der Jahreseinkünfte 
aus Gewerbebetrieb vor Abzug der Sonderausgaben 
und Freibeträge unter der Hälfte des Betrages des 
nach Absatz 2 bestimmten durchschnittlichen Brutto- 
arbeitsentgelts, so können die in Absatz 5 genann- 


ten Pflichtversicherten Beiträge in einer niedrigeren 
Beitragsklasse des Absatzes 1 entrichten. 

§ 5 

(1) Die Beiträge Pflichtversicherter werden von 
den Einzugsstellen eingezogen oder durch Verwen- 
dung von Beitragsmarken entrichtet. 

(2) Die Beitragsentrichtung hat jeweils am Ende 
jedes Kalendermonats für diesen Monat, in den 
Fällen des § 4 Abs. 5 am Ende der Kalendermonate 
mit gerader Ordnungszahl zu erfolgen. 

(3) Beiträge werden von Pflichtversicherten, die 
Mitglieder einer Handwerksinnung sind und deren 
Innung Trägerinnung einer Innungskrankenkasse 
(§ 250 der Reichsversicherungsordnung) ist, von der 
Innungskrankenkasse (Einzugsstelle) eingezogen. 
Auf Vorschlag der Kreishandwerkerschaft können 
Innungskrankenkassen von dem Träger der Renten- 
versicherung mit dem Beitragseinzug von anderen 
pflichtversicherten Handwerkern beauftragt werden. 

(4) Geht bei der Einzugsstelle von einem Hand- 
werker, der Beiträge zu mehr als einem Zweig der 
Sozialversicherung zu entrichten hat, ein Betrag 
ohne Angabe der Zweckbestimmung ein, so ist er, 
soweit Beiträge nach diesem Gesetz fällig sind, 
hierfür zu verwenden. 

(5) Die Entrichtung der Beiträge an die Einzugs- 
stelle ist von dieser unter Angabe des Zeitraumes, 
für den die Beiträge bestimmt sind, in die Ver- 
sicherungskarte des Versicherten einzutragen. 

(6) Ausgabestellen für die Ausgabe und den Um- 
tausch der Versicherungskarten sind auch die Ein- 
zugsstellen, die Kreishandwerkerschaften und die 
Handwerkskammern. 

(7) Die Handwerkskammern haben den Versiche- 
rungsträgern und den Einzugsstellen Einblick in 
die Handwerksrolle zu gewähren und ihnen die 
Anmeldungen und Löschungen mitzuteilen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Übergangsvorschriften 
§ 6 

(1) Handwerker, die für Januar und Februar 1957 
die Voraussetzungen für die Versicherungsfreiheit 
nach § 3 des Gesetzes über die Altersversorgung 
für das Deutsche Handwerk vom 21. Dezember 1938 
(Reichsgesetzbl. I S, 1900) erfüllten und in dieser 
Zeit versicherungsfrei waren, sind vom 1. April 1959 
an versicherungsfrei. 

(2) Handwerker, die für Januar und Februar 1957 
die Voraussetzungen für die Befreiung von der hal- 
ben Beitragsleistung nach § 5 des Gesetzes über die 
Altersversorgung für das Deutsche Handwerk er- 
füllten und in dieser Zeit von der halben Beitrags- 
leistung befreit waren, entrichten vom 1. April 1959 
an für die Dauer ihrer Versicherungspflicht Beiträge 
mindestens nach § 4 Abs. 5 Nr. 2 und Abs. 6. 
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(3) Handwerker, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes auf Grund eines Versicherungsvertrages 
die Versicherungsfreiheit nach § 3 des Gesetzes 
über die Altersversorgung für das Deutsche Hand- 
werk geltend gemacht und bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die Voraussetzungen für die Ver- 
sicherungsfreiheit nach § 3 des Gesetzes über die 
Altersversorgung für das Deutsche Handwerk er- 
füllt haben, bleiben weiterhin versicherungsfrei. 

(4) Handwerker, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes auf Grund eines Versicherungsvertrages 
die Befreiung von der halben Beitragsleistung nach 
§ 5 des Gesetzes über die Altersversorgung für 
das Deutsche Handwerk geltend gemacht haben, 
entrichten vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an für 
die Dauer ihrer Versicherungspflicht Beiträge min- 
destens nach § 4 Abs. 5 Nr. 2 und Abs. 6. 

(5) Die Versicherungsfreiheit endet bei Löschung 
der Eintragung des Handwerkers in der Handwerks- 
rolle. 

(6) Für Handwerker, die auf Grund eines Pen- 
sionsvertrages mit der Pensionskasse des Bäcker- 
handwerks Versicherungsverein auf Gegenseitig- 
keit, Sitz Berlin, die Versicherungsfreiheit oder die 
Befreiung von der halben Beitragsleistung geltend 
gemacht haben, gelten die Absätze 1 bis 5 entspre- 
chend, und zwar auch dann, wenn die Versiche- 
rungsfreiheit auf Grund von zwei oder mehr Ver- 
trägen mit der Pensionskasse des Bäckerhandwerks 
und einem oder mehr als einem Lebensversiche- 
rungsunternehmen geltend gemacht wurde. 


§ 7 

(1) Handwerker, die nach Artikel 1 Abs. 2 Nr. 3 
oder Abs. 4 Nr. 3 des Gesetzes zur vorläufigen 
Änderung des Gesetzes über eine Altersversorgung 
für das Deutsche Handwerk vom 27. August 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 755) befreit sind oder werden, 
bleiben von der Versidierungspflicht befreit; § 1230 
Abs. 4 und 5 der Reichsversicherungsordnung gilt. 
Die in Artikel 1 Abs. 2 Nr. 3 des angeführten Ge- 
setzes geforderten Voraussetzungen gelten, soweit 
ein Antrag auf Befreiung gestellt, aber ein binden- 
der Bescheid noch nicht ergangen ist, als erfüllt. Für 
die Berechnung der Wartezeit bei Anwendung des 
Artikels 1 Abs. 4 Nr. 3 des angeführten Gesetzes 
findet § 26 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
in der Fassung vom 23. Februar 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 88) Anwendung. 

(2) Befreiungen auf Grund des Artikels 2 § 52 
Abs. 3 des Angestelltenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes vom 23. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 88) gelten als Befreiungen auch für die Zeit nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes, auch wenn sie nach- 
her erteilt sind; § 1230 Abs. 4 und 5 der Reichsver- 
sicherungsordnung gilt. 

(3) Befreiungen nach § 33 der Verordnung zur 
Durchführung und Ergänzung des Gesetzes über die 
Altersversorgung für das Deutsche Handwerk vom 
13. Juli 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1255) gelten als 
Befreiungen nach § 1230 der Reichsversicherungs- 
ordnung. 


§ 8 

(1) Beiträge, die auf Grund des Gesetzes über die 
Altersversorgung für das Deutsche Handwerk ent- 
richtet sind, gelten als Beiträge zur Rentenversiche- 
rung der Arbeiter. Zur Ermittlung des Verhältnisses 
zwischen dem von dem Versicherten erzielten Ar- 
beitseinkommen (§ 1255 Abs. 6 der Reichsversiche- 
rungsordnung) und dem durchschnittlichen Brutto- 
arbeitsentgelt aller Versicherten sind die Vorschrif- 
ten der Rentenversicherung der Angestellten anzu- 
wenden, im übrigen die Vorschriften, die in der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter gelten oder zu dem 
maßgebenden Zeitpunkt gegolten haben. Für die 
Halbversicherung gilt, soweit das vor dem 1. Ja- 
nuar 1957 geltende Recht anzuwenden ist, § 6 
Abs. 1 und 3 des genannten Gesetzes. 

(2) Zeiten zwischen dem 9. Mai 1945 und dem 
17. Dezember 1953, in denen ein Handwerker nicht 
in die Handwerksrolle eingetragen war, jedoch 
seinen Handwerksbetrieb gewerbepolizeilich ange- 
meldet hatte, stehen Zeiten der Eintragung in die 
Handwerksrolle gleich. 

(3) Erfüllen Handwerker die Voraussetzungen für 
die freiwillige Weiterversicherung auch durch Bei- 
träge nach Absatz 1, so können sie vom Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes an die Weiterversicherung nur 
in der Rentenversicherung der Arbeiter durchfüh- 
ren. 

(4) Handwerker-Versicherungskarten gelten bis 
zu ihrem Umtausch als Versicherungskarten der 
Rentenversicherung der Arbeiter weiter. 


§ 9 

(1) Sind für die Zeit vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes Pflichtbeiträge zu entrichten, so bestimmt sich 
ihre Höhe nach § 4, sofern nicht der Handwerker 
nachweist, daß er nach bisherigem Recht geringere 
Beiträge zu entrichten hatte. 

(2) Pflichtbeiträge und freiwillige Beiträge von 
Handwerkern für Zeiten vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes sind zur Rentenversicherung der Arbeiter 
nachzuentrichten; dies gilt auch für die Weiterver- 
sicherung von Handwerkern, die nach § 3 des Ge- 
setzes über die Altersversorgung für das Deutsche 
Handwerk versicherungsfrei waren. 

(3) Bis zum Erlaß der in § 4 Abs. 2 vorgesehenen 
Rechtsverordnung gilt für die Beitragsentrichtung 
nach § 4 Abs. 2 die Beitragsklasse IX. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung bestimmt den Zeitpunkt, in dem der Beitrags- 
einzug (§ 5 Abs. 3) beginnt. Er kann ihn nach Ein- 
zugsstellen unterschiedlich festsetzen. 


§ 10 

(1) Renten, die ganz oder zum Teil auf Grund von 
Beiträgen nach § 8 Abs. 1 durch die Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte festgestellt sind oder 
werden, werden weiterhin von dieser gewährt. 

(2) Renten, die ganz oder zum Teil auf Grund von 
Beiträgen nach § 8 Abs. 1 bei der Bundesversiche- 
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rungsanstalt für Angestellte bis zum 31. Dezember 
1959 beantragt oder von Renten nach Absatz 1 abge- 
leitet oder aus diesen umgewandelt werden, wer- 
den auch nach Inkrafttreten dieses Gesetzes von der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte festge- 
stellt, es sei denn, daß Beiträge auf Grund dieses 
Gesetzes entrichtet sind. 

(3) Die Träger der Rentenversicherung der Arbei- 
ter erstatten der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte die Ausgaben für Renten nach den Ab- 
sätzen 1 und 2; §§ 1390 bis 1393 der Reichsversiche- 
rungsordnung gelten. 

§ 11 

(1) Die Reichsversicherungsordnung wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 1227 Abs. 1 werden die Worte „oder des 
Gesetzes über die Altersversorgung für das 
Deutsche Handwerk" gestrichen. 

2. In § 1228 Abs. 1 Nr. 4 werden eingefügt hinter 
„Arbeitgeber" die Worte „oder eine Neben- 
tätigkeit" und angefügt die Worte „oder in der 
Nebentätigkeit". 

3. In § 1314 Abs. 2 wird folgender Satz 2 einge- 
fügt: 

„Dabei gelten Beiträge für Zeiten vor dem 1. Ja- 
nuar 1923, in denen der Versicherte als Ange- 
stellter beschäftigt war, als Beiträge zur Renten- 
versicherung der Angestellten." 

4. In § 1389 treten an die Stelle der Zahl „1957" 
die Zahl „1959" und an die Stelle der Zahl 
„2728" die Zahl „3110". 

(2) Das Angestelltenversicherungsgesetz wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 4 Abs. 1 Nr. 4 werden eingefügt hinter 
„Arbeitgeber" die Worte „oder eine Nebentätig- 
keit" und angefügt die Worte „oder in der Ne- 
bentätigkeit". 

2. In § 93 Abs. 2 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Dabei gelten Beiträge für Zeiten vor dem 1. Ja- 
nuar 1923, in denen der Versicherte als Ange- 
stellter beschäftigt war, als Beiträge zur Renten- 
versicherung der Angestellten." 

3. In § 116 treten an die Stelle der Zahl „1957" die 
Zahl „1959" und an die Stelle der Zahl „682" 
die Zahl „723". 

(3) 1. In Artikel 2 § 36 Abs. 3 des Arbeiter- 

rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
treten an die Stelle der Zahl „1957" die 
Zahl „1959", an die Stelle der Zahl „240" 
die Zahl „219" und an die Stelle der Zahl 
„16" die Zahl „16,8". 

2. In Artikel 2 § 35 Abs. 3 des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes treten 
an die Stelle der Zahl „1957" die Zahl 
„1959", an die Stelle der Zahl „80" die 
Zahl „58,4" und der Zahl „5,3" die Zahl 
.4,5". 


(4) Soweit in anderen Vorschriften auf Bestim- 
mungen verwiesen wird oder Bezeichnungen ver- 
wendet werden, die durch dieses Gesetz geändert 
werden, treten an ihre Stelle die entsprechenden 
Bestimmungen und Bezeichnungen dieses Gesetzes. 


DRITTER ABSCHNITT 

Schluß Vorschriften 
§ 12 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten ins- 
besondere außer Kraft 

1. das Gesetz über die Altersversorgung für das 
Deutsche Handwerk vom 21. Dezember 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 1900), 

2. die Erste Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung des Gesetzes über die Altersver- 
sorgung für das Deutsche Handwerk vom 
13. Juli 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1255), 

3. § 3 Abs. 1 Satz 4 der Zweiten Durchführungs- 
verordnung zur Notdienstverordnung vom 
10. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2018), 

4. die Zweite Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Gesetzes über die Alters- 
versorgung für das Deutsche Handwerk vom 
28. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2113), 

5. die Dritte Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung des Gesetzes über die Altersver- 
sorgung für das Deutsche Handwerk vom 
20. Dezember 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1671), 

6. Abschnitt IV des Gesetzes über weitere Maß- 
nahmen in der Reichsversicherung aus Anlaß 
des Krieges vom 15. Januar 1941 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 34), 

7. die Vierte Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung des Gesetzes über die Altersver- 
sorgung für das Deutsche Handwerk vom 

8. Dezember 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 756), 

8. die Fünfte Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung des Gesetzes über die Altersver- 
sorgung für das Deutsche Handwerk vom 
26. September 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 565), 

9. die Sechste Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Gesetzes über die Alters- 
versorgung für das Deutsche Handwerk vom 
6. Dezember 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 664), 

10. Artikel 21 der Ersten Verordnung zur Verein- 
fachung des Leistungs- und Beitragsrechts in 
der Sozialversicherung vom 17. März 1945 
(Reichsgesetzbl. I S. 41), soweit er selbstän- 
dige Handwerker betrifft, 

11. das Gesetz zur vorläufigen Änderung des 
Gesetzes über die Altersversorgung für das 
Deutsche Handwerk vom 27. August 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 755), 
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12. die Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes zur vorläufigen Änderung des Geset- 
zes über die Altersversorgung für das Deut- 
sche Handwerk vom 21. Dezember 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 950), 

13. Artikel 2 § 52 des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes vom 23. Februar 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 88). 


§ 13 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 14 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1959 
in Kraft; die §§ 6 bis 8 treten am 1. April 1959 in 
Kraft. 


Bonn, den 10. April 1959 

Hödierl 

Hom 

Sdimücker 

Burgemeister 

Stingl 

Wieninger 

Dr. Krone und Fraktion 
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